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Beklagtcr und Revisionsklägor‚\

“ .

Klägerin und Revisionsbeklagte9

Prozcßbovollmächtigtc ;°°„„„„„„„„o„ogu„„oo„oo°oooo°°
‘ ‘ 3 ‘ ‘ " "

‘

hat der 8( Senat des Eundcssoziulgerichts ohne mündä

liche Verhandlung gemäß @@165‚ 153 Abs° l, 124 Absc2

des Sozialgerichtsgcsctzcs am 27„ August 1965
durch

Senntspräsident S t e n g e l

Vorsitzender9
_ ‚„

Bundesrichtcr Dr„ N o u h a u s j’u■d
Bundesrichtcr P e t e r s e n

Bundessozinlrichtor L o r e n z und

Bundessozinlrichter W a g e n s 0 h w a n z

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Lundossozinlgcrichts Baden—Lürttembcrg vom 30„ Juni

1964 wird zurückgewicsono

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrons zu erstatten„
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Die Klägerin erhält Witwenversorgung nach dem Bundes er—

sorgungsgesetz (BVG), und zwar neben der Witwengrundirente9

auf Grund des Antrages vom 130 Dezember l960‚ Witwenaus—

gleiehsrente (Bescheid vom 150 Juni l96l)„ Dabei wurde das
.

Einkommen ermittelt und angerechnet, das sie aus dem Ein—

femilienhaus bezieht? welches ihr und ihrem Sohn je zur

Hälfte gehört und einen Einheitswert von lo„6ooc— Dia-Ijhat°

Der Widerspruch9 mit dem die Klägerin äuf ihr Brucht ils—

eigentum hinwies und nur einen anteiligen Dinheitswcft
von

c3ooo—— DM berücksichtigt wissen wollte, blieb erfolglos

(Viderspruchsbescheid vom 110 September l96l)o ‘

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) durch Urteif vom
90 April 1965 die Verwaltungsbescheide abgeändert und den

Beklagten verurteilt, vom lo Oktober 1960 an Ausgleichsrente

ohne Anrechnung eines Einkommens aus Hausbesitz zu gewähren„

weil von dem Gesamteinheitswert nur die Hälfte für die Klä—

gerin zu berücksichtigen sei„ Diese_Hälite aber liegeiwert—

mäßig unter der Grenze von 6„ooo„—— DM„

Es hat die Berufung zugelassen„

Der Bcklagtc hat Berufung eingelegt„ Durch Urteil vom;

30a Juni 1964 hat das Landessozi„lgericht (LSG) die Berufung

des Beklagten zurückgewiesen“ Es hat ausgeführt‚ in der

Verordnung (VO) zu 5'33 BVG sei der Fall nicht geregelt

werden‚ daß einem Rentenbereehtigten Eigentum an einem

Grundstück nur zu einem Bruchteil zusteheo Diese Gesetzes—

lücke sei dahin zu schließen, daß bei Bruchteilseigentum

nur der auf den betreffenden Rentenberechtigten entfallende

Bruchteil des Einheitswertes zu berücksichtigen sei; sei
GbCr der Bruchteil niedriger als öooooo——DM‚ so sei das
Einkommen aus Hausbesitz bei der Berechnung der Ausgleichs—
rente außer Ansatz zu lassen° Es hat die Revision zugelassen‚
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weil es sich bei der Frage der Auslegung des @ 12 Abso l

der Lurehiührungsverordnung zu © 33 BVG um eine Rechts—

frage von grundsätzlicher Bedeutung handeleo

Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt;

das Urteil des LSG Baden—Württemberg und das

des SG Reutlingen nufzuheben und die Klage gegen

den Bescheid des Versorgungsamts Rottweil vom

150 Juni 1961 in der Fassung des Wide epruchs—

bescheides des Lundesvcrsorgungsamts Beden—Mürttem—

berg vom 11„ September 1961 als unbegründet

abzuweiscnu “ V

Er rügt mit näherer Begründung eine unrichtige Anwendung

der VO zur £urchführung des @ 33 BVG und bleibt bei seiner

Ansicht‚ auch bei Bruchteilseigentum könne die VO nur dann

angewandt werden‚ wenn der gesamte Binheitswert des Grund-

stücks unter 6„oooc—w DM liege„

Die Klägerin beantragt?

die Revision als unbegründet zurückzuweisen„

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffendo

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstonden erklärte

Der Beklagte hat die durch Zulassung statthnfte Revision

form— und fristgerecht eingelegt und begründete Das Rechts—

mittel iet also zulüssigo Es ist aber nicht begründet0

Streitig ist die Berechnung der Witwenausgleichsrente

der Klägerin? und zwar die Frage? ob Einkünfte aus dem

Teileigentum an einem Hausgrundstück angerechnet werden

müssen° Euch 5 41 Abs° 4 Satz 1 BVG in der Fassung des

_ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Ersten Neuordnungsgesetzcs
— 1o NOG —

(BVG aF) ist die volle

Witwen—Ausgleichsrente um das anzurechnende Einkommen zu
minderno Was als Einkommen anzusehen ist9 ist in der auf

Grund der 55 33 Abs° 5, 41 Abs() 4 Satz 2 BVG aF erlassenen
VO der Bundesregierung vom 110 Januar 1961 (BG Bl 19 19)

im einzelnen bestimmt werden„ Nach 5 12 Abs„ 1 aaO bleiben

Einkünfte aus Hausbesitz bei der feststellung der Ausgleichs—

rente unberücksichtigt, wenn der Binheitswert der Grundstücke

insgesamt nicht höher als 6Qoooc—— DM ist() Diese Vorschrift

haben die Verwaltung und die Vorinstanzen ihren 1ntschei—

dungen zutreffend zugrunde gelegt„ Allerdings ist die Anwen—

dung durch die Verwaltung nicht frei von Rechtsirrtum3 wäh—

rend die Auffassung des SG und des LSG zutreffend isto

Dem Beklagten ist zuzugeben9 daß in © 12 dieser VO die

Fülle eines anteilmäßigen Eigentums von Rentenberechtigten

nicht ausdrücklich geregelt sindo Der insoweit eindeutige

Gesetzestext spricht regelmäßig nur von Grundstücken9 vom

eigenen Einfamilienhaus und vom eigenen Mehrfamilienhaus°

Die Verwaltung hat angenommen9 in der VO sei absichtlich

ein anteilsmäßiges Eigentumsrceht nicht aufgeführt werden,

vielmehr könnten Einkünfte nur aus Anteilen an Grundstücken

mit einem Binheitswcrt von nicht mehr als 6<oooo—- DM unbe—

rüeksiehtigt bleiben° Diese Auslegung wird in dem Rund—

schreiben des Bundesarbeitsministers vom 290 März 1961

(BVB1 19619 58) vertreteno Doch kann dieses nicht als
authentische Interpretation angesehen werdenc Vielmehr

haben die Gerichte zu prüfen, ob die Auslegung des Bundes—

ministers für Arbeit und Sozialordnung und die entsprechen—

de Auslegung der Verwaltung mit dem Gesetz vereinbar sindo

Gegenstand der Auslegung ist allein der objektive Wille des

Gesetzgebers, wie er aus dem Wortlaut der gesetzlichen Vor—

schrift und dem Sinnzusammenhang sich ergibt, in den die

Vorschriften hineingestcllt sind; nicht entscheidend ist

_5._

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


die subjektive Vorstellung der am Gesetzgebungsverfahren

beteiligten Organe oder die Auffassung der Behörden? in

deren Z‘stündigkeit die Ausführung des Gesetzes fällt°

3aß die Auslegung von dem Wortlaut des Gesetzes auszu—

gehen hat; schließt nicht aus? daß auch zu ermitteln

ist? welchen Zweck der Gesetzgeber insgesamt und im ein—

zelnen verfolgt; dabei sind die intstehungsgesehichte und

der Zusammenhang mit anderen Vorschriften zu berücksich—

tigen; es is aber auch zu prüfen? ob der Wortlaut des Ge—

setzes diesem Zweck gerecht geworden ist9 doh„ ob dieser

Zweck einen wenn auch nur unvollkomacnen Aus'ruck ni

Gesetzestext gefunden hat (BSG 89 133)c

Der Wortlaut des @ 12 Abs„ 1 der VO zwingt nicht dazu„

nur den gesamten Linheitswert von Grundstücken zugrunde

zu legenc Insbesondere ist das Wort ”ins esamt" nach

seiner Stellung im Texte der VO nicht auf den Einheits—

wert, sondern auf das Wort “Grundstücke” zu bezieheno

Hierdurch sollte der Fall geregelt werden9 daß ein Ren—

tenberechtigter mehrere Grundstücke hat„ Die wörtliche
Interpretation kann also im vorliegenden Fall die Aus—

legung der Verwaltung nicht rechtfertigen„ Sinn und Zweck

der VO ötrfte mit dem Bundesarbeitsminister darin erblickt

werden? daß mit ihr eine Vereinfachung von Verwaltungs—

arbeit erstrebt werden ist° Ferner ist aber auch zu berück—

sichtigen, daß bei der Ermittlung von Einkünften nicht

ausschließlich juristische9 sondern auch wirtschaftliche

Erwägungen maßgebend sind„ Die Verwaltung verkennti daß

die durch 5 12 ßbs„ l der VO erstrebte Ersparung von
Verwaltungsarbeit typische Verhältnisse und die aus ihnen

gewonnenen Erfahrungen zugrunde gelegt hate Die Eraxis

hatte gezeigt? daß ein wesentliches Einkommen aus einem

Hausbesitz mit einem Einheitswcrt bis zu 6„ooo„—— DM

nicht erzielt wird‚xveshalb sich der Arbeitsaufwand in
diesen Fällen nicht lohntc„ Sinn und Zweck des 9 12 Abus l

_‚6_
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der Lurchführungs—VO ist sonach‚ verhältnismäßig geringe

Einkünfte aus Hausbesitz unberücksiohtigt zu lasseno

Die gleichuqßrwügungen eines Mißverhältnisses zwischen dem

Arbeitsaufwand für die Vérwaltung und_der Möglichkeit9
Betrüge auf die Ausgleichsrente anzurechnens gelten aber

auch in den für Berechtigte nach dem BVG typischen Fällen

einer Teilbereehtigung unter 6„ooo„—— DM an einem Grund—

stück mit höherem Binheitswcrtk In solchen typischen Fällen

handelt es sich bei Teilberechtigungen am Grundbesitz im

allgemeinen entweder um ein Bruchteilscigentum mit der

Ehefrau — oder den Kindern —9 allenfalls auch mit Ver—

wandten, mit denen eine Wohngemeinschaft bestehtp oder auch

um Gemeinschaften zur gesamten Hand als Miterben° In allen

diesen typischen Fällen sind die Anteile überschaubarc Ver—
hültnisscy wie sie von der Versorgungsverwaltung vorge—

tragen werden sind? sind nicht typisch‚ nämlich daß ein

in zentraler städtischer Lage gelegenes Hochhaus auch bei

einem Bruchteilseigentum von 6„oooc—— DM — berechnet aus

dem Bruchteil des Kriegsbeschädigtcn am festgestellten

Einheitswert des Gesamtgrundstücks — eine beachtliche kendi»

te abwerfen könnteo Rein rechnerisch und theoretisch mag
dieses Beispiel nicht abwegig erscheineno Es ist aber nicht

typisch und kann deshalb für die Braparung von Verwaltungs—

arbeit nicht als Grundlage genommen werden„ Infolgedessen

ergibt sich9 daß in der VO zu @ 35 BVG das anteilsmäßige

Eigentum nicht absichtlich nicht aufgeführt werden ist;

weil es nicht berüccsichtigt werden sollte; sondern daß

es versehentlich nicht mitgeregelt werden ist„ Es handelt

sich hier also _ wie das LSG zutreffend ausgeführt hat —
um eine echte Lücke im Gesetze Diese ist vom Gericht im

Wege der Reehtsergänzung zu schließen (vgl„ BSG 149 2419

2429 18, 60)o
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Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise und bei dem

Bestreben, vermeidbare Verwaltungsarbeit auszuschließen9

wobei auch verhültnismäßig geringe Einkünfte unberück—

sichtigt bleiben5> hat das LSG zutreffend den Fall des

Bruchteileigcntums ebenso behandelt wie den des vollen

Eigentums? d„hc es hat Einkünfte aus Hausbesitz nur dann

für anrechnungsfühig erachtet, wenn der auf den Renten—

berechtigtcn entfallende Anteil des Gesamteinheitswertes

über 6 oooc—— DM beträgt° Dies hat im Ergebnis der 9„ Senat

in den Urteilen vom 26_ Januar 1965 (SozR DVO zu 5 53 BVG
@ 12 Nro l) und 26„ Februar 1965 ( 9 RV 760/64 ) entschie—

den; diesen Lntseheidungen tritt der Senat im Ergebnis bei0

Nach den nicht angefochtenen Feststellungen des LSG

beträgt der Linheitswert des Biniamilienhauses looöooo——DM

und der Bruchteil der Klägerin l/2c Infolgedessen entfällt

auf sie ein Betrag von 503000——DM als Anteil des Einheits—

wertesc Da dieser unter der in der VO aufgestellten Grenze

von 6ooooL—— IM liegt, durften bei der Berechnung der

Ausgleichsrcnte Einkünfte aus Grundbesitz nicht berück—

sichtigt werdcno Die Verwaltungsbeseheide sind daher

insoweit rechtswidrig9 so daß das SG sie zu Recht ab—

geändert und den Beklagten verurteilt sowie das LSG die

Berufung des Beklagten zurückgewiesen hate Da sonaeh

das angefochtene Urteil der Sach— und Rechtslage ent—

spricht‚ mußte die unbegründetc Revision — wie geschehen—

zurückgewiesen werden„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @193
Abs„ 1 SGGQ
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Da die Voraussetzungen der @@165‚ 153 Absu l?

124 Abs„ 2 SGG erfüllt waren? konnte der Senat
‘ohne mündliche Verhandlung durch Urteil entscheidenc
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